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Referentenentwurf 

Bundesministerium für Digitales und Verkehr 

Entwurf einer Verordnung über die Ahndung von Zuwiderhandlungen 
gegen EU-Typgenehmigungsvorschriften 

A. Problem und Ziel 

Seit dem 1. September 2020 ist die Verordnung (EU) 2018/858 über die Genehmigung und 
die Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Sys-
temen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Verord-
nung (EU) 2018/858) in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union verbindlich anzuwen-
den. Die Verordnung (EU) 2018/858 dient der weiteren Verwirklichung des Binnenmarkts 
und weiteren Harmonisierung der technischen Anforderungen für die Fahrzeuge der Klas-
sen M, N und O sowie der Stärkung der Überwachungsmöglichkeiten im Hinblick auf die 
Einhaltung dieser Vorschriften. 

Die Verordnung (EU) 2018/858 hat die bisherige Rahmenrichtlinie 2007/46/EG zur Schaf-
fung eines Rahmens für die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhä-
ngern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese 
Fahrzeuge (Richtlinie 2007/46/EG) abgelöst. Die Neuerungen gegenüber dem bisherigen 
Rechtsrahmen betreffen insbesondere die Einführung spezifischer Vorschriften für die 
Marktüberwachung von Fahrzeugen im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 
2018/858. Zudem hat die Europäische Kommission die Befugnis erhalten, auf eigene Kos-
ten Prüfungen und Inspektionen durchzuführen, um zu prüfen, ob Fahrzeuge, Systeme, 
Bauteile und selbstständige technische Einheiten die einschlägigen Anforderungen erfüllen. 
Etwaigen Unstimmigkeiten geht die Europäische Kommission gemeinsam mit den Geneh-
migungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und den betroffenen Wirt-
schaftsakteuren nach, damit diese erforderlichenfalls geeignete Abhilfemaßnahmen ergrei-
fen können. Ziel der Verordnung (EU) 2018/858 ist insbesondere eine einheitliche Umset-
zung und Durchsetzung etwaiger Maßnahmen auf Unionsebene, z.B. bei Rückrufen. 

Für Fahrzeuge der Klasse L sowie für Fahrzeuge der Klassen T, C, R und S gelten bereits 
seit dem 1. Januar 2016 die Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 über die Geneh-
migung und Marktüberwachung von zwei- oder dreirädrigen und vierrädrigen Fahrzeugen 
(Verordnung (EU) Nr. 168/2013) sowie der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 über die Geneh-
migung und Marktüberwachung von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen (Verord-
nung (EU) Nr. 167/2013). 

Den europäischen Verordnungen kommt unmittelbare Wirkung in allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union zu und sie bedürfen grundsätzlich keiner Umsetzung zur Überführung 
in das nationale Recht. Allerdings enthalten die Verordnung (EU) 2018/858, die Verordnung 
(EU) Nr. 168/2013 und die Verordnung (EU) Nr. 167/2013 auch Vorschriften, die einer zu-
sätzlichen nationalen Regelung durch die Mitgliedstaaten bedürfen. So enthalten die 
Rechtsakte, wie zum Beispiel Artikel 84 der Verordnung (EU) 2018/858, dass die Mitglied-
staaten Sanktionen regeln, die bei einem Verstoß gegen die Verordnung durch Marktteil-
nehmer und technische Dienste zu verhängen sind, und ergreifen alle zu deren Durchset-
zung erforderlichen Maßnahmen. Hierbei stellen die Verordnungen klar, dass die verhäng-
ten Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein müssen. 
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Solche Regelungen sind Gegenstand der vorliegenden Verordnung. Es handelt sich insbe-
sondere um die spezifische Ausweisung von Sanktionsvorschriften, die bei Verstößen ge-
gen das harmonisierte Typgenehmigungsrecht zur Anwendung kommen können. 

B. Lösung 

Die Verordnung (EU) 2018/858, die Verordnung (EU) Nr. 168/2013 und die Verordnung 
(EU) Nr. 167/2013 sind in ihrem Aufbau und ihrer Struktur einander sehr ähnlich. Es ist 
daher angezeigt, die zur Umsetzung dieser Verordnungen noch erforderlichen nationalen 
Regelungen – die Ausweisung von Sanktionsvorschriften – in einem Rechtsakt zusammen 
zu fassen. Es soll ein wirksames, verhältnismäßiges und abschreckendes Sanktionsinstru-
mentarium in Form von Bußgeldbewehrungen geschaffen werden. 

Mit dem Vierten Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und anderer straßen-
verkehrsrechtlicher Vorschriften vom 12.07.2021 (BGBl. I S. 3091) wurden in einem ersten 
Schritt u.a. Ermächtigungsgrundlagen für die Umsetzung der Typgenehmigung- und Markt-
überwachungsvorschriften neu gefasst und die rechtliche Grundlage geschaffen, Sankti-
onsvorschriften des Typgenehmigungsrechts im deutschen Recht fachspezifischer umzu-
setzen, sowie dem KBA die Möglichkeit eingeräumt, entsprechende Verstöße mit Bußgeld 
in gebührender Höhe zu verfolgen. Mit der vorliegenden Verordnung werden in einem zwei-
ten Schritt die bußgeldbewehrten Verstöße gegen Rechtsvorschriften im Bereich der Typ-
genehmigung und Marktüberwachung festgelegt. 

C. Alternativen 

Mit der Verordnung werden die erforderlichen Bußgeldbewehrungen geschaffen. Nur so 
können im EU-Verständnis wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen 
geschaffen werden. Es gibt keine rechtskonforme Alternative. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte, die nicht zugleich Erfüllungsaufwand darstel-
len, werden nicht erwartet. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft fällt kein Erfüllungsaufwand an.  

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

a) Erfüllungsaufwand des Bundes 

Dem Bund entsteht kein über die Sanktionierung hinausgehender Erfüllungsaufwand. 
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b) Erfüllungsaufwand der Länder (inkl. Kommunen) 

Für die Länder (inkl. Kommunen) entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Digitales und 
Verkehr 

Entwurf einer Verordnung über die Ahndung von Zuwiderhandlungen 
gegen EU-Typgenehmigungsvorschriften 

Vom ... 

Auf Grund des § 24 Absatz 2 Satz 2 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919) in Verbindung mit § 1 Absatz 2 
des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 (BGBl. I S. 3165) und dem 
Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5176), von denen § 24 Absatz 2 
Satz 2 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 11 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBl. I S. 3091) 
neugefasst worden ist, verordnet das Bundesministerium für Digitales und Verkehr: 

Artikel 1 

Verordnung über die Ahndung von Zuwiderhandlungen 
gegen EU-Typgenehmigungsvorschriften 

(EU-OWi-Typ-VO) 

§ 1 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 167/2013 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 5. Februar 2013 über die Genehmigung und 
Marktüberwachung von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen (ABl. L 60 vom 
2.3.2013, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/519 (ABl. L 91 vom 29.3.2019, 
S. 42) geändert worden ist, verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 38 Absatz 1 Unterabsatz 1 ein Fahrzeug auf dem Markt bereitstellt 
oder in Betrieb nimmt,  

2. einer vollziehbaren Anordnung nach Artikel 38 Absatz 1 Unterabsatz 2 zuwiderhandelt, 

3. entgegen Artikel 40 Absatz 1 ein Bauteil oder eine dort genannte Einheit, das oder die 
eine Anforderung nach 

a) Artikel 6 in Verbindung mit Anhang II Nummer 1 oder 2, Artikel 7 in Verbindung mit 
Anhang III Nummer 2, 3, oder 4, Artikel 8 in Verbindung mit Anhang IV, Artikel 9 in 
Verbindung mit Anhang V Nummer 2 oder 3, Artikel 10 in Verbindung mit An-
hang VI Nummer 2, Artikel 11 in Verbindung mit Anhang VII Nummer 2, Artikel 12 
in Verbindung mit Anhang VIII Nummer 2, Artikel 13 in Verbindung mit Anhang IX 
Nummer 1, 2, 3, 4 oder 5, Artikel 14 in Verbindung mit Anhang X Nummer 1, Arti-
kel 15 in Verbindung mit Anhang XI Nummer 1, Artikel 16 in Verbindung mit An-
hang XII Nummer 2, 3, 5 oder 6, Artikel 17 in Verbindung mit Anhang XIII Teil 2 
Nummer 1 oder 2, Teil 3, 4 oder 5, Artikel 18 in Verbindung mit Anhang XIV Num-
mer 3, Artikel 19 in Verbindung mit Anhang XV Teil 2, Artikel 20 in Verbindung mit 
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Anhang XVI Nummer 1 oder 2, Artikel 21 in Verbindung mit Anhang XVII Nummer 
1, Artikel 22 in Verbindung mit Anhang XVIII Nummer 1, 2 oder 3, Artikel 23 in 
Verbindung mit Anhang XIX Nummer 1 oder 2, Artikel 24 in Verbindung mit Anhang 
XX Nummer 2, 3, 4 oder 6, Artikel 25 in Verbindung mit Anhang XXI Nummer 2.1. 
oder 3.2., Artikel 26 in Verbindung mit Anhang XXII Nummer 2.1. Tabelle 1, Num-
mer 2.2. oder 2.3., Artikel 27 in Verbindung mit Anhang XXIII, Artikel 28 in Verbin-
dung mit Anhang XXIV Nummer 1 oder 2, Artikel 29 in Verbindung mit Anhang 
XXV Nummer 1, 2 oder 3, Artikel 30 in Verbindung mit Anhang XXVI Nummer 1 
oder 2, Artikel 31 in Verbindung mit Anhang XXVII Nummer 1, 2 oder 3, Artikel 32 
in Verbindung mit Anhang XXVIII Nummer 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 oder 8, Artikel 33 in 
Verbindung mit Anhang XXIX Nummer 1, 2, 3 oder 5, Artikel 34 in Verbindung mit 
Anhang XXX Nummer 2, Artikel 35 in Verbindung mit Anhang XXXI, Artikel 36 in 
Verbindung mit Anhang XXXII, Artikel 37 in Verbindung mit Anhang XXXIII  Num-
mer 2 oder 3 oder Artikel 38 in Verbindung mit Anhang XXXIV Nummer 2, 3 oder 
5 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/208 der Kommission vom 8. Dezember 
2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates hinsichtlich der Anforderungen an die funktionale Sicherheit 
von Fahrzeugen für die Genehmigung von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeu-
gen (ABl. L 42 vom 17.2.2015, S. 1, L 278 vom 14.10.2016, S. 52), die zuletzt 
durch die Delegierte Verordnung (EU) 2020/540 (ABl. L 121 vom 20.4.2020, S. 1) 
geändert worden ist, 

b) Artikel 3 Absatz 1, 2 oder 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/68 vom 15. 
Oktober 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Anforderungen für die Bremsen von 
Fahrzeugen im Zusammenhang mit der Typgenehmigung von land- und forstwirt-
schaftlichen Fahrzeugen (ABl. L 17 vom 23.1.2015, S. 1), die zuletzt durch die 
Delegierte Verordnung (EU) 2018/828 (ABl. L 140 vom 6.6.2018, S. 5) geändert 
worden ist, 

c) Artikel 3 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Anhang I Teil 2 Nummer 2, 3, 4, 5 oder 
6, Artikel 4 in Verbindung mit Anhang II oder Artikel 12 der Delegierten Verordnung 
(EU) 2018/985 vom 12. Februar 2018 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 
167/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Anforde-
rungen an die Umweltverträglichkeit und die Leistung der Antriebseinheit land- und 
forstwirtschaftlicher Fahrzeuge und ihrer Motoren und zur Aufhebung der Delegier-
ten Verordnung (EU) 2015/96 der Kommission (ABl. L 182 vom 18.7.2018, S. 1, L 
325 vom 20.12.2018, S. 53), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2022/518 (ABl. L 104 vom 1.4.2022, S. 56) geändert worden ist oder 

d) Artikel 9 in Verbindung mit Anhang VI Nummer 3, Artikel 10 in Verbindung mit 
Anhang VII Nummer 3, Artikel 11 in Verbindung mit Anhang VIII Nummer 3, Artikel 
12 in Verbindung mit Anhang IX Nummer 3 oder 4, Artikel 13 in Verbindung mit 
Anhang X Nummer 3, 4 oder 5, Artikel 14 in Verbindung mit Anhang XI Nummer 3, 
Artikel 15 in Verbindung mit Anhang XII Nummer 1.1 oder 1.2, Artikel 16 in Verbin-
dung mit Anhang XIII Nummer 2 oder 3, Artikel 17 in Verbindung mit Anhang XIV 
Nummer 2 oder 3, Artikel 18 in Verbindung mit Anhang XV Nummer 2, 3, 4, 5 oder 
6, Artikel 19 in Verbindung mit Anhang XVI Nummer 1 oder 2, Artikel 20 in Verbin-
dung mit Anhang XVII Nummer 2, 3, 4, 5 oder 6, Artikel 21 in Verbindung mit An-
hang XVIII Nummer 3, Artikel 22 in Verbindung mit Anhang XIX Nummer 1 oder 2, 
Artikel 23 in Verbindung mit Anhang XX Nummer 1 oder 2, Artikel 24 in Verbindung 
mit Anhang XXI Nummer 2 oder 3, Artikel 25 in Verbindung mit Anhang XXII Num-
mer 1, 2, 3, 4, 5 oder 6, Artikel 26 in Verbindung mit Anhang XXIII Nummer 1, 2, 
3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 oder 12, Artikel 27 in Verbindung mit Anhang XXIV Num-
mer 1, 2, 3 oder 4, Artikel 28 in Verbindung mit Anhang XXV Nummer 1 oder 2, 
Artikel 29 in Verbindung mit Anhang XXVI Nummer 1, 2, 3, 4 oder 5, Artikel 30 in 
Verbindung mit Anhang XXVII Nummer 1 oder 2, Artikel 31 in Verbindung mit 
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Anhang XXVIII Nummer 1, 2, 3 oder 4 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 
1322/2014 vom 19. September 2014 zur Ergänzung und Änderung der Verord-
nung (EU) Nr. 167/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich 
der Anforderungen an die Bauweise von Fahrzeugen und der allgemeinen Anfor-
derungen im Zusammenhang mit der Typgenehmigung von land- und forstwirt-
schaftlichen Fahrzeugen (ABl. L 364 vom 18.12.2014, S. 1, L 300 vom 8.11.2016, 
S. 29, L 209 vom 12.8.2017, S. 59, L 13 vom 18.1.2018, S. 27), die zuletzt durch 
die Delegierte Verordnung (EU) 2018/830 (ABl. L 149 vom 6.6.2018, S. 15) geän-
dert worden ist, 

 nicht erfüllt, auf dem Markt bereitstellt oder in Betrieb nimmt oder 

4. entgegen Artikel 45 Absatz 1 ein Teil oder eine Ausrüstung in Verkehr bringt oder in 
Betrieb nimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 167/2013 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 8 Absatz 4 einen Bevollmächtigten nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht zum Zeitpunkt der Antragstellung auf eine EU-Typgenehmigung benennt, 

2. entgegen Artikel 8 Absatz 5 einen Bevollmächtigten für die Zwecke der Marktüberwa-
chung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig benennt, 

3. entgegen Artikel 8 Absatz 8 oder Artikel 11 Absatz 4 eine Angabe nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht beim Inverkehrbringen oder bei der Inbetriebnahme macht, 

4. entgegen Artikel 9 Absatz 3 eine dort genannte Unterlage oder Kopie nicht oder nicht 
mindestens zehn Jahre oder nicht oder nicht mindestens fünf Jahre bereithält, 

5. entgegen Artikel 11 Absatz 5 nicht sicherstellt, dass einem Fahrzeug, System, Bauteil 
oder einer dort genannten Einheit eine dort genannte Anleitung oder Information bei-
gefügt ist, 

6. entgegen Artikel 12 Absatz 3 eine dort genannte Kopie nicht oder nicht mindestens 
zehn Jahre oder nicht oder nicht mindestens fünf Jahre bereithält oder nicht sicherstellt, 
dass eine dort genannte Unterlage vorgelegt werden kann, 

7. entgegen Artikel 16 einen Wirtschaftsakteur nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig benennt, 

8. entgegen Artikel 29 Absatz 1 Unterabsatz 1 eine Unterrichtung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt, 

9. entgegen Artikel 32 Absatz 4 Unterabsatz 1 oder Absatz 5 Unterabsatz 1 die Geneh-
migungsbehörde nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich in Kennt-
nis setzt, 

10. entgegen Artikel 34 Absatz 1 oder 2 ein Schild oder ein Typgenehmigungszeichen 
nicht, nicht richtig oder nicht beim Inverkehrbringen oder bei der Inbetriebnahme an-
bringt, 

11. entgegen Artikel 46 Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 
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12. entgegen Artikel 51 Absatz 3 Satz 2 eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht vor dem Inverkehrbringen oder vor der Inbetriebnahme eines Fahrzeugs 
in die Betriebsanleitung aufnimmt, 

13. entgegen Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 1 einen Zugang zu Informationen 
nicht, nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig gewährt, 

14. entgegen Artikel 53 Absatz 6 oder 7 eine Information nicht, nicht richtig oder nicht in 
der vorgeschriebenen Weise zur Verfügung stellt oder 

15. entgegen Artikel 66 Absatz 3 oder Artikel 67 Absatz 1 eine Mitteilung oder Meldung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich nach Feststellung macht. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 167/2013 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 8 Absatz 1 nicht gewährleistet, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil 
oder eine dort genannte Einheit gemäß dort genannten Anforderungen genehmigt ist, 

2. entgegen Artikel 11 Absatz 1 ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine dort genannte 
Einheit in Verkehr bringt, ohne dass es oder sie eine EU-Typgenehmigung erhalten hat 
oder die Anforderungen für eine nationale Genehmigung erfüllt, 

3. entgegen Artikel 8 Absatz 7 Satz 1 in Verbindung mit Anhang IV Nummer 3.1 der De-
legierten Verordnung (EU) Nr. 1322/2014 der Kommission vom 19. September 2014 
zur Ergänzung und Änderung der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Anforderungen an die Bauweise von Fahr-
zeugen und der allgemeinen Anforderungen im Zusammenhang mit der Typgenehmi-
gung von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen (ABl. L 364 vom 18.12.2014, S. 
1, L 300 vom 8.11.2016, S. 29, L 209 vom 12.8.2017, S. 59, L 13 vom 18.1.2018, S. 
27), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2018/830 (ABl. L 140 vom 
6.6.2018, S. 15) geändert worden ist, nicht sicherstellt, dass eine dort genannte Über-
einstimmung gewährleistet ist, 

4. entgegen Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 1 oder Artikel 12 Absatz 1 eine Korrekturmaß-
nahme nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ergreift, 

5. entgegen Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 2 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig macht, 

6. entgegen Artikel 9 Absatz 2, Artikel 12 Absatz 2 oder Artikel 14 Absatz 3 eine Unter-
richtung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt, 

7. entgegen Artikel 11 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, nicht sicherstellt, 
dass eine dort genannte Unterlage vorhanden ist, dass ein System, Bauteil oder eine 
dort genannte Einheit ein Typgenehmigungszeichen trägt oder dass eine dort genannte 
Vorschrift eingehalten wird oder 

8. entgegen Artikel 13 Absatz 2 eine dort genannte Überprüfung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt. 

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 19 Ab-
satz 2 in Verbindung mit Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 in 
Verbindung mit Artikel 18 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/1628 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 14. September 2016 über die Anforderungen in Bezug auf die 
Emissionsgrenzwerte für gasförmige Schadstoffe und luftverunreinigende Partikel und die 
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Typgenehmigung für Verbrennungsmotoren für nicht für den Straßenverkehr bestimmte 
mobile Maschinen und Geräte, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1024/2012 und 
(EU) Nr. 167/2013 und zur Änderung und Aufhebung der Richtlinie 97/68/EG (ABl. L 252 
vom 16.9.2016, S. 53, L 231 vom 6.9.2019, S. 29), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2022/992 (ABl. L 169 vom 27.2.2022, S. 43) geändert worden ist, nicht sicherstellt, dass 
ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine dort genannte Einheit dort genannten Anforderun-
gen entsprechen. 

§ 2 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 168/2013 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2013 über die Genehmigung und 
Marktüberwachung von zwei- oder dreirädrigen und vierrädrigen Fahrzeugen (ABl. L 60 
vom 2.3.2013, S. 52, L 77 vom 23.3.2016, S. 65, L 64 vom 10.3.2017, S. 116, L 398 vom 
11.11.2021, S. 54), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/1694 (ABl. L 381 vom 
13.11.2020, S. 4) geändert worden ist, verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 43 Unterabsatz 1 ein Fahrzeug auf dem Markt bereitstellt oder in Be-
trieb nimmt, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach Artikel 43 Absatz 1 Unterabsatz 2 zuwiderhandelt, 

3. entgegen Artikel 45 Absatz 1 ein Bauteil oder eine dort genannte Einheit, das oder die 
einer Anforderung nach 

a) Anhang II Teil A Nummer 1 bis 3, Teil B Nummer 1 bis 18 oder Teil C1 Nummer 1, 
2 oder 4 bis 15 oder 

b) Anhang VI Teil D 

nicht entspricht, auf dem Markt bereitstellt oder in Betrieb nimmt oder 

4. entgegen Artikel 50 Absatz 1 ein Teil oder eine Ausrüstung in Verkehr bringt oder in 
Betrieb nimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 168/2013 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Artikel 9 Absatz 4 einen Bevollmächtigten nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht zum Zeitpunkt der Antragstellung auf eine EU-Typgenehmigung benennt, 

2. entgegen Artikel 9 Absatz 5 einen Bevollmächtigten für die Zwecke der Marktüberwa-
chung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig benennt, 

3. entgegen Artikel 9 Absatz 8 oder Artikel 12 Absatz 4 eine Angabe nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht bei dem Inverkehrbringen oder bei Inbetriebnahme macht, 

4. entgegen Artikel 10 Absatz 3 eine dort genannte Unterlage oder Kopie nicht oder nicht 
mindestens zehn Jahre oder nicht oder nicht mindestens fünf Jahre bereithält, 

5. entgegen Artikel 12 Absatz 5 nicht sicherstellt, dass einem Fahrzeug, System, Bauteil 
oder einer dort genannten Einheit eine Anleitung oder Information beigefügt ist, 
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6. entgegen Artikel 13 Absatz 3 eine dort genannte Abschrift nicht oder nicht mindestens 
zehn Jahre oder nicht oder nicht mindestens fünf Jahre bereithält oder nicht sicherstellt, 
dass eine dort genannte Unterlage vorgelegt werden kann, 

7. entgegen Artikel 17 einen Wirtschaftsakteur nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig nennt, 

8. entgegen Artikel 34 Absatz 1 Unterabsatz 1 eine Unterrichtung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt, 

9. entgegen Artikel 37 Absatz 4 Unterabsatz 1 oder Absatz 5 Unterabsatz 1 die Geneh-
migungsbehörde nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich in Kennt-
nis setzt, 

10. entgegen Artikel 39 Absatz 1 oder 2 ein Fahrzeug, Bauteil oder eine dort genannte 
Einheit nicht, nicht richtig oder nicht bei dem Inverkehrbringen oder bei Inbetriebnahme 
mit einem Schild oder einem Typgenehmigungszeichen versieht, 

11. entgegen Artikel 51 Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 

12. entgegen Artikel 55 Absatz 3 Satz 2 eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht vor dem Inverkehrbringen oder vor der Inbetriebnahme eines Fahrzeugs 
in die Betriebsanleitung aufnimmt, 

13. entgegen Artikel 57 Absatz 1 Satz 1 einen Zugang zu Informationen nicht, nicht richtig, 
nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig gewährt, 

14. entgegen Artikel 57 Absatz 6 oder 7 eine Information nicht, nicht richtig oder nicht in 
der vorgeschriebenen Weise zur Verfügung stellt oder 

15. entgegen Artikel 70 Absatz 3 oder Artikel 71 Absatz 1 eine dort genannte Mitteilung 
oder Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich nach Fest-
stellung macht. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 168/2013 verstößt, 
indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 9 Absatz 1 in Verbindung mit  

a) Anhang II Teil A Nummer 1 bis 3, Teil B Nummer 1 bis 18 oder Teil C1 Nummer 1, 
2 oder 4 bis 15 oder 

b) Anhang VI Teil D 

nicht gewährleistet, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine dort genannte Ein-
heit gemäß dort genannten Anforderungen genehmigt worden ist, 

2. entgegen Artikel 9 Absatz 7 Satz 1 in Verbindung mit Anhang II Teil C1 Nummer 3 nicht 
sicherstellt, dass eine dort genannte Übereinstimmung gewährleistet ist, 

3. entgegen Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 oder Artikel 13 Absatz 1 eine Korrektur-
maßnahme nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ergreift, 

4. entgegen Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 
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5. entgegen Artikel 10 Absatz 2, Artikel 13 Absatz 2 oder Artikel 15 Absatz 3 eine Unter-
richtung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt, 

6. entgegen Artikel 12 Absatz 1 ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine dort genannte 
Einheit in Verkehr bringt, ohne dass es oder sie eine EU-Typgenehmigung erhalten hat 
oder die Anforderungen für eine nationale Genehmigung erfüllt, 

7. entgegen Artikel 12 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, nicht sicherstellt, 
dass eine dort genannte Unterlage vorhanden ist oder dass ein System, Bauteil oder 
eine dort genannte Einheit ein Typgenehmigungszeichen trägt oder 

8. entgegen Artikel 14 Absatz 2 eine dort genannte Überprüfung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt. 

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 9 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Artikel 19 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 nicht gewähr-
leistet, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine dort genannte Einheit dort genannte 
Anforderungen erfüllt. 

§ 3 

Ordnungswidrigkeiten nach der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 44/2014 

Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des Stra-
ßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 44/2014 
der Kommission vom 21. November 2013 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 
168/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Anforderungen an 
die Bauweise von Fahrzeugen und der allgemeinen Anforderungen im Zusammenhang mit 
der Typgenehmigung von zwei-, drei- und vierrädrigen Fahrzeugen (ABl. L 25 vom 
28.1.2014, S. 1, L 80 vom 25.3.2017, S. 46), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2018/295 (ABl. L 56 vom 28.2.2018, S. 1) geändert worden ist, verstößt, indem er 
vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen Anhang IV Nummer 3.1 Satz 2 einen Zugang zu den dort genannten Stätten 
nicht gestattet oder eine Information nicht bereitstellt, 

2. entgegen Anhang V Nummer 2.12. eine dort genannte Anleitung oder Information nicht 
zur Verfügung stellt, 

3. entgegen Anhang X Nummer 2.8. eine dort genannte Angabe nicht macht, 

4. entgegen Anhang XI  

a) Nummer 2.5. Satz 1 eine dort genannte Information nicht zur Verfügung stellt oder  

b) Nummer 2.7. einem dort genannten Verlangen auf Zurverfügungstellung nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt. 

§ 4 

Ordnungswidrigkeiten nach der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1322/2014 

Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des Stra-
ßenverkehrsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Anhang IV 
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Nummer 5.1. Satz 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1322/2014 einen Zugang zu den 
dort genannten Stätten nicht gestattet oder eine Information nicht bereitstellt. 

§ 5 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verordnung (EU) 2018/858 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die Verordnung (EU) 2018/858 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 über die Genehmigung und Marktüber-
wachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen 
und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge, zur Änderung der Verord-
nungen (EG) Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 595/2009 und zur Aufhebung der Richtlinie 
2007/46/EG (ABl. L 151 vom 14.6.2018, S. 1), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2022/545 (ABl. L 107 vom 6.4.2022, S. 18) geändert worden ist, verstößt, indem er 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 48 Absatz 1 Unterabsatz 1 ein Fahrzeug auf dem Markt bereitstellt 
oder in Betrieb nimmt, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach Artikel 48 Absatz 1 Unterabsatz 2 Satz 1 zuwider-
handelt oder 

3. entgegen Artikel 50 Absatz 1 ein Bauteil oder dort genannte Einheit, das oder die eine 
Anforderung nach  

a) Artikel 5 Absatz 2 Satz 1, Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 7 Satz 1 der Richt-
linie 2005/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Typge-
nehmigung für Kraftfahrzeuge hinsichtlich ihrer Wiederverwendbarkeit, Recycling-
fähigkeit und Verwertbarkeit und zur Änderung der Richtlinie 70/156/EWG des Ra-
tes (ABl. L 310 vom 25.11.2005, S. 10), die zuletzt durch die Richtlinie 2009/1/EG 
(ABl. L 9 vom 14.1.2009, S. 31) geändert worden ist, 

b) Artikel 4 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang I Tabelle 1, 2, 3 oder 4, Absatz 2 
Unterabsatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 oder Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 171 vom 
29.6.2007, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2018/858 (ABl. L 151 vom 
14.6.2018, S. 1) geändert worden ist, 

c) Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 595/2009 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 188 vom 18.7.2009, S. 1, 
L 200 vom 31.7.2009, S. 52), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1242 
(ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 202) geändert worden ist, 

d) Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 540/2014 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 158 vom 27.5.2014, S. 131, 
L 360 vom 17.12.2014, S. 111), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2019/839 (ABl. L 138 vom 24.5.2019, S. 70) geändert worden ist, 

e) Artikel 5 Absatz 1, 2 Unterabsatz 1 oder 2, Absatz 4 Satz 1, Absatz 6 oder 7 oder 
Artikel 6 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2, 3, 4, 5 Satz 1, Absatz 6, 7, 8, 9 Satz 1, Absatz 
10 oder 11 der Verordnung (EU) 2015/758 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 123 vom 19.5.2015, S. 77), die zuletzt durch die Delegierte Verord-
nung (EU) 2017/79 (ABl. L 12 vom 17.1.2017, S. 44) geändert worden ist, 

f) Artikel 4 Absatz 5  
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aa) Buchstabe a in Verbindung mit Anhang II Abschnitt A Unterabschnitt A1, A2, 
A3, A4, A5, A6, A7, A8, A9, A10, A11, A12, A13, A14, A15, A16, A17, A18, 
A19, A20, A21, A22, A23, A24, A25, A26 oder A27, 

bb) Buchstabe b in Verbindung mit Anhang II Abschnitt B Unterabschnitt B1, B2, 
B3, B4, B5, B6, B7, B8, B9, B10, B11, B12 oder B13, 

cc) Buchstabe c in Verbindung mit Anhang II Abschnitt C Unterabschnitt C1, C2, 
C3, C4, C5, C6, C7, C8, C9, C10, C11, C12, C13, C14, C15 oder C16, 

dd) Buchstabe d in Verbindung mit Anhang II Abschnitt D Unterabschnitt D1, D2, 
D3, D4, D5, D6, D7, D8, D9, D10, D11, D12, D13, D14, D15, D16, D17 oder 
D18, 

ee) Buchstabe e in Verbindung mit Anhang II Abschnitt E Unterabschnitt E1, E2, 
E3, E4, E5, E6, E7, E8 oder E9 oder 

ff) Buchstabe f in Verbindung mit Anhang II Abschnitt F Unterabschnitt F1, F2, 
F3, F4, F5, F6, F7, F8, F9, F10, F11, F12, F13, F14, F15 oder F16 

der Verordnung (EU) 2019/2144 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern so-
wie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese 
Fahrzeuge im Hinblick auf ihre allgemeine Sicherheit und den Schutz der Fahrzeu-
ginsassen und von ungeschützten Verkehrsteilnehmern, zur Änderung der Verord-
nung (EU) 2018/858 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhe-
bung der Verordnungen (EG) Nr. 78/2009, (EG) Nr. 79/2009 und (EG) Nr. 
661/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnungen 
(EG) Nr. 631/2009, (EU) Nr. 406/2010, (EU) Nr. 672/2010, (EU) Nr. 1003/2010, 
(EU) Nr. 1005/2010, (EU) Nr. 1008/2010, (EU) Nr. 1009/2010, (EU) Nr. 19/2011, 
(EU) Nr. 109/2011, (EU) Nr. 458/2011, (EU) Nr. 65/2012, (EU) Nr. 130/2012, (EU) 
Nr. 347/2012, (EU) Nr. 351/2012, (EU) Nr. 1230/2012 und (EU) 2015/166 der Kom-
mission (ABl. L 325 vom 16.12.2019, S. 1, L 398 vom 11.11.2021, S. 29), die zu-
letzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/545 (ABl. L 107/18 vom 6.4.2022, 
S. 18) geändert worden ist, 

nicht erfüllt, auf dem Markt bereitstellt, oder in Betrieb nimmt oder 

4. entgegen Artikel 55 Absatz 1 ein Teil oder eine Ausrüstung in Verkehr bringt oder in 
Betrieb nimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die Verordnung (EU) 2018/858 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 13 Absatz 4 Satz 1 einen Bevollmächtigten nicht, nicht richtig oder 
nicht zum Zeitpunkt der Antragstellung auf eine EU-Typgenehmigung benennt, 

2. entgegen Artikel 13 Absatz 4 Satz 2 erster Halbsatz einen Bevollmächtigten für die 
Zwecke der Marktüberwachung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig benennt, 

3. entgegen Artikel 13 Absatz 8 oder Artikel 16 Absatz 5 in eine Angabe nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht bei dem Inverkehrbringen oder bei Inbetriebnahme macht, 

4. entgegen Artikel 14 Absatz 3 Unterabsatz 1 einen dort genannten Bogen oder eine dort 
genannte Anlage nicht oder nicht mindestens zehn Jahre oder nicht oder nicht mindes-
tens fünf Jahre aufbewahrt, 
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5. entgegen Artikel 14 Absatz 3 Unterabsatz 2 eine dort genannte Kopie nicht oder nicht 
mindestens zehn Jahre bereithält, 

6. entgegen Artikel 15 Absatz 2 Satz 1, Artikel 16 Absatz 8, Artikel 18 Absatz 2, Artikel 33 
Absatz 1 Unterabsatz 1 oder Artikel 76 Absatz 1 Unterabsatz 4 eine Unterrichtung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt, 

7. entgegen Artikel 16 Absatz 6 nicht sicherstellt, dass einem Fahrzeug, System, Bauteil 
oder einer dort genannten Einheit eine Anleitung oder Information beigefügt ist, 

8. entgegen Artikel 16 Absatz 7 ein Verzeichnis nicht führt, 

9. entgegen Artikel 17 Absatz 3 eine dort genannte Kopie oder Anlage nicht oder nicht 
mindestens zehn Jahre oder nicht oder nicht mindestens fünf Jahre bereithält oder 
nicht sicherstellt, dass diese vorgelegt werden kann, 

10. entgegen Artikel 21 eine Angabe nicht oder nicht mindestens zehn Jahre oder nicht 
oder nicht mindestens für Jahre bereitstellt, 

11. entgegen Artikel 35 Absatz 4 Unterabsatz 1 oder Absatz 5 die Genehmigungsbehörde 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig in Kenntnis setzt, 

12. entgegen Artikel 37 Absatz 1 eine Übereinstimmungsbescheinigung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zur Verfü-
gung stellt, 

13. entgegen Artikel 38 Absatz 1 oder 2 jeweils in Verbindung mit Absatz 4 ein Schild oder 
ein Typgenehmigungszeichen nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig anbringt, 

14. entgegen Artikel 56 Absatz 3 Unterabsatz 1 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht,  

15. entgegen Artikel 59 Absatz 3 Satz 2 eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht beim Inverkehrbringen oder bei der Inbetriebnahme eines Fahrzeugs in 
dem Benutzerhandbuch bereitstellt, 

16. entgegen Artikel 61 Absatz 1 Unterabsatz 1 einen Zugang zu Informationen, Geräten 
oder Instrumenten nicht, nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig gewährt,   

17. entgegen Artikel 61 Absatz 7 oder 8 jeweils in Verbindung mit Absatz 6 Unterabsatz 1 
eine Information nicht, nicht richtig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise zur Ver-
fügung stellt, 

18. entgegen Artikel 80 Absatz 3 Satz 1 oder Artikel 81 Absatz 1 eine Meldung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich macht oder  

19. entgegen Anhang IV Nummer 4.1. Satz 2 einen dort genannten Zugang nicht gestattet 
oder eine dort genannte Information nicht bereitstellt. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer gegen die Verordnung (EU) 2018/858 verstößt, in-
dem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 13 Absatz 1 nicht sicherstellt, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil oder 
eine dort genannte Einheit gemäß einer dort genannten Anforderung genehmigt wor-
den ist, 
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2. entgegen Artikel 13 Absatz 6 ein Verfahren nicht, nicht richtig oder nicht vor Produkti-
onsbeginn einrichtet, 

3. entgegen Artikel 13 Absatz 7 Unterabsatz 2 eine Beschwerde nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig verzeichnet oder eine Unterrichtung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig unverzüglich vornimmt, 

4. entgegen Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 1 oder Artikel 17 Absatz 1 Satz 1 eine dort 
genannte Maßnahme nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig ergreift, 

5. entgegen Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 2 oder Absatz 2, Artikel 17 Absatz 2 Unter-
absatz 1 oder Artikel 19 Absatz 3 Unterabsatz 1 eine Unterrichtung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt oder 

6. entgegen Artikel 16 Absatz 3 ein Fahrzeug, System, Bauteil oder eine dort genannte 
Einheit, welches nicht mit der entsprechenden Typgenehmigung übereinstimmt, in Ver-
kehr bringt, in Betrieb nimmt oder eine Zulassung veranlasst. 

(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d des 
Straßenverkehrsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 13 Ab-
satz 5 in Verbindung mit Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit 
Anhang II 

a) Teil I Nummer 2A oder 41A oder Teil I Anlage 1 Tabelle 1 Nummer 2A oder 41A 
oder Tabelle 2 Nummer 2A oder 41A, Anlage 2 Teil I Nummer 2A, 

b) Teil II Nummer 2A oder 41A oder 

c) Teil III Anlage 1 Nummer 2, Anlage 2 Nummer 2 oder 41A, Anlage 3 Nummer 2 
oder 41A, Anlage 4 Nummer 2 oder 41A, Anlage 5 Nummer 41A oder Anlage 6 
Nummer 41A 

der Verordnung (EU) 2018/858 nicht sicherstellt, dass ein Fahrzeug, System, Bauteil oder 
eine dort genannte Einheit dort genannte Anforderungen erfüllt. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Seit dem 1. September 2020 ist die Verordnung (EU) 2018/858 über die Genehmigung und 
die Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Sys-
temen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Verord-
nung (EU) 2018/858) in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union verbindlich anzuwen-
den. Die Verordnung (EU) 2018/858 dient der weiteren Verwirklichung des Binnenmarkts 
und weiteren Harmonisierung der technischen Anforderungen für die Fahrzeuge der Klas-
sen M, N und O sowie der Stärkung der Überwachungsmöglichkeiten im Hinblick auf die 
Einhaltung dieser Vorschriften. Die Verordnung (EU) 2018/858 hat die bisherige Rahmen-
richtlinie 2007/46/EG zur Schaffung eines Rahmens für die Genehmigung von Kraftfahr-
zeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen 
technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Richtlinie 2007/46/EG) abgelöst. 

Für die Fahrzeuge der Klasse L sowie für Fahrzeuge der Klassen T, C, R und S gelten 
bereits seit dem 1. Januar 2016 die Vorgaben der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 über die 
Genehmigung und Marktüberwachung von zwei- oder dreirädrigen und vierrädrigen Fahr-
zeugen (Verordnung (EU) Nr. 168/2013) sowie der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 über die 
Genehmigung und Marktüberwachung von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen 
(Verordnung (EU) Nr. 167/2013). 

Den europäischen Verordnungen kommt unmittelbare Wirkung in allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union zu und sie bedürfen grundsätzlich keiner Umsetzung zur Überführung 
in das nationale Recht. Allerdings enthalten die Verordnung (EU) 2018/858, die Verordnung 
(EU) Nr. 168/2013 sowie die Verordnung (EU) Nr. 167/2013 auch Pflichten und Verbote, 
die nationalstaatlich mit Sanktionen zu bewehren sind. 

So ist in Erwägungsgrund 57 der Verordnung (EU) 2018/858 festgehalten, dass die Mit-
gliedstaaten Regeln darüber festlegen, welche Sanktionen bei einem Verstoß gegen diese 
Verordnung zu verhängen sind, und für die Durchsetzung dieser Regeln sorgen sollten. 
Diese Sanktionen sollten wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Insbesondere 
dem Sicherheits-, Gesundheits- oder Umweltrisiko ist Rechnung zu tragen, das von der 
Zahl der auf dem Markt verfügbaren nicht übereinstimmenden Fahrzeuge, Systeme, Bau-
teile oder selbstständigen technischen Einheiten ausgehen könnte. Entsprechende Formu-
lierungen finden sich ebenso in den anderen Verordnungen. 

Mit der vorliegenden Verordnung soll dem Rechnung getragen werden, indem spezifische 
Sanktionsvorschriften, die bei Verstößen gegen das harmonisierte Typgenehmigungsrecht 
zur Anwendung kommen können, ausgewiesen werden. 

Die Verordnung (EU) 2018/858, die Verordnung (EU) Nr. 168/2013 und die Verordnung 
(EU) Nr. 167/2013 sind in ihrem Aufbau und ihrer Struktur sehr ähnlich. Es ist daher gebo-
ten, die zur Umsetzung dieser Verordnungen noch erforderlichen nationalen Sanktionsre-
gelungen in einem Rechtsakt zusammen zu fassen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Diese Verordnung trifft die spezifische Ausweisung von Sanktionsvorschriften, die bei Ver-
stößen gegen das harmonisierte Typgenehmigungsrecht zur Anwendung kommen können. 
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Hiermit wird insbesondere dem Bestimmtheitserfordernis des deutschen Ordnungswidrig-
keitenrechts Rechnung getragen, um die verfassungsrechtlich geforderte Vorhersehbarkeit 
des bußgeldbewehrten Handelns zu gewährleisten, wenn die zugrundeliegenden Gebote 
und Verbote europarechtlich verankert sind. Ferner wird hiermit Artikel 84 der Verordnung 
(EU) 2018/858, Artikel 76 der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 sowie Artikel 72 der Verord-
nung (EU) Nr. 167/2013 Rechnung getragen, die vorsehen, dass die Mitgliedstaaten wirk-
same, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen bei Verstößen gegen die Vorga-
ben der genannten Verordnungen verhängen sollen. Die genaue Zuordnung in dieser Ver-
ordnung vereinfacht einerseits die Anwendung der Sanktionsvorschriften durch die zustän-
dige Behörde und gewährleistet andererseits gleichzeitig eine möglichst große Transparenz 
für die betroffenen Wirtschaftsakteure. Damit dient diese Vorschrift dazu, den Vorgaben der 
Verordnung (EU) 2018/858, der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 sowie der Verordnung (EU) 
Nr. 167/2013 zu ihrer möglichst umfassenden Gültigkeit im Sinne des europarechtlichen 
Effektivitätsgrundsatzes zu verschaffen. 

III. Alternativen 

Um die in der Verordnung angelegten Ge- und Verbote bewehren zu können, bedarf es die 
vorliegende Verordnung, um wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen 
zur Verfügung zu haben. Insofern stehen mit Blick auf ein EU-konformes Verhalten keine 
Alternativen zur Verfügung. 

IV. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Verordnung steht im Einklang mit europäischem Recht, es dient insbesondere deren 
wirksame und effektive Umsetzung. 

V. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Verordnung schafft ein Sanktionsinstrumentarium zur Bewehrung von Verstößen gegen 
EU-Recht und dient damit einem effektiven Verwaltungshandeln. 

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte, die nicht zugleich Erfüllungsaufwand darstel-
len, werden nicht erwartet. 

3. Erfüllungsaufwand 

3.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

3.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Es fällt kein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft an. 

3.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Dem Kraftfahrt-Bundesamt entsteht ein nicht zu beziffernder Aufwand im Rahmen seiner 
Wahrnehmung als Behörde, die gegebenenfalls Bußgelder verhängt. 
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Für die Länder (inkl. Kommunen) entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

4. Weitere Kosten 

Keine.  

B. Besonderer Teil 

Artikel 1 – Entwurf einer Verordnung über die Ahndung von Zuwiderhandlungen 
gegen EU-Typgenehmigungsvorschriften 

(EU-OWi-Typ-VO) 

Zu Artikel 1 §§ 1 bis 5 im Allgemeinen 

In diesen Vorschriften werden die Tatbestände festgelegt, die als Ordnungswidrigkeit nach 
dem durch das Vierte Änderungsgesetz zum Straßenverkehrsgesetz (StVG) eingeführten 
§ 24 Absatz 2 StVG geahndet werden können. Die Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 
2 StVG können mit einer Geldbuße von 50.000 EUR bis zu 500.000 EUR geahndet werden, 
wobei sowohl die Schwere als auch die potentielle Reichweite des Verstoßes für die Be-
stimmung der Bußgeldobergrenze relevant ist. 

Die Tatbestände, die als Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b oder Nummer 2 Buchstabe b StVG geahndet werden, sollen auf Grund Ihrer Ge-
ringfügigkeit und des beschränkten Auswirkungspotentials nur mit einer Geldbuße von bis 
zu 50.000 EUR geahndet werden können. Auf der Grundlage dieser Vorschrift sollen bei-
spielsweise Verstöße im Zusammenhang mit der Kennzeichnung und Verpackung von Bau-
teilen und selbstständigen technischen Einheiten geahndet werden. 

Die Tatbestände, die als Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a oder Nummer 2 Buchstabe a StVG geahndet werden, sollen mit einer Geldbuße 
von bis zu 100.000 EUR geahndet werden können. Auf der Grundlage dieser Vorschrift 
sollen die weniger schwerwiegenden Verstöße im Zusammenhang mit der Typgenehmi-
gung und Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen sowie Kraftfahrzeuganhängern, Syste-
men, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten, insbesondere Verstöße in ent-
sprechenden Verwaltungsverfahren, geahndet werden. 

Die Tatbestände, die als Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe c oder Nummer 2 Buchstabe c StVG geahndet werden, sollen mit einer Geldbuße 
von bis zu 300.000 EUR geahndet werden können. Hierbei soll es sich um Verstöße der 
Hersteller, der Einführer, der Händler und deren Bevollmächtigten handeln, die einen Ver-
stoß gegen die im europäischen Typgenehmigungsrecht ausdrücklich niedergelegten 
Pflichten dieses Personenkreises darstellen. 

Die Tatbestände, die als Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe d oder Nummer 2 Buchstabe d StVG geahndet werden, sollen mit einer Geldbuße 
von bis zu 500.000 EUR geahndet werden können. Hierbei soll es sich um Verstöße gegen 
ausdrückliche Verbote des europäischen Typgenehmigungsrechts handeln, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Verwendung von Abschalteinrichtungen und anderen Ab-
schaltstrategien, die bei Prüfverfahren gezeigte Leistungen der Fahrzeuge, Systeme, Bau-
teile und selbstständigen technischen Einheiten unter normalen Betriebsbedingungen in ei-
ner unzulässigen Weise verändern. 

Bei der Verwirklichung der in Absatz 3 und Absatz 4 genannten Tatbestände kann gemäß 
§ 24 Absatz 4 StVG § 30 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
zur Anwendung kommen. 
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Mit der spezifischen Auflistung der einzelnen Tatbestände wird insbesondere dem Be-
stimmtheitserfordernis des deutschen Ordnungswidrigkeitenrechts Rechnung getragen, um 
die verfassungsrechtlich geforderte Vorhersehbarkeit des bußgeldbewehrten Handelns zu 
gewährleisten. Diese ist vor allem im Hinblick auf die Verwirklichung solcher Tatbestände 
erforderlich, deren zugrundeliegenden Gebote und Verbote unmittelbar im europäischen 
Recht verankert sind. Ferner wird hiermit Artikel 84 der Verordnung (EU) 2018/858, Artikel 
76 der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 sowie Artikel 72 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 
Rechnung getragen, die vorsehen, dass die Mitgliedstaaten wirksame, verhältnismäßige 
und abschreckende Sanktionen bei Verstößen gegen die Vorgaben der genannten Verord-
nungen verhängen sollen. Die genaue Zuordnung in §§ 1 bis 5 dieser Verordnung verein-
facht einerseits die Anwendung der Sanktionsvorschriften durch die zuständige Behörde 
und gewährleistet andererseits gleichzeitig eine möglichst große Transparenz für die be-
troffenen Wirtschaftsakteure. Damit dient diese Vorschrift dazu, den Vorgaben der Verord-
nung (EU) 2018/858, der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 sowie der Verordnung (EU) Nr. 
167/2013 zu ihrer möglichst umfassenden Gültigkeit im Sinne des europarechtlichen Effek-
tivitätsgrundsatzes zu verschaffen. 

Für die in den Verordnungen aufgeführten Wortsammlungen „Fahrzeuge, Systeme, Bau-
teile oder selbstständigen technischen Einheiten“, wie in Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 167/2013, wird im Folgenden das Wort „Fahrzeug“ verwendet. 

Zu § 1 Absatz 1: 

Als Handlung wird das Bereitstellen auf dem Markt bewehrt. Dies orientiert sich an dem 
Wortlaut der entsprechenden EU-Verordnungen. Diese Handlung ist in den EU-Verordnun-
gen, wie beispielsweise in Artikel 3 Nr. 47 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 legaldefiniert. 
Danach ist darunter die entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Fahrzeugs, Systems, 
Bauteils, einer selbstständigen technischen Einheit, eines Teils oder einer Ausrüstung zum 
Vertrieb oder zur Verwendung auf dem Markt im Rahmen einer Geschäftstätigkeit zu ver-
stehen. Die Abgabe auf den Markt beinhaltet als vorausgehende Handlung das Angebot 
zum Verkauf, so dass diese Vorfeldhandlung von der Handlung der Abgabe auf dem Markt 
miterfasst ist. 

Bei der Bewehrung von Verstößen gegen Artikel 40 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
167/2013 sind solche im Fokus, bei denen der Wirtschaftsakteur Vorgaben aus den Dele-
gierten Verordnungen (EU) 2015/208, (EU) 2015/68, (EU) 2018/985 und (EU) Nr. 
1322/2014 missachtet. Diese Vorschriften beinhalten unter anderem Vorkehrungen zur 
Messung von Geräuschemissionen oder Maßnahmen für die Sicherheit derjenigen Perso-
nen, die nach der Marktbereitstellung am Fahrzeug arbeiten werden. So werden die Wirt-
schaftsakteure durch die Vorschriften angehalten, bestimmte Prüfvoraussetzungen einzu-
halten und entsprechende Prüfungen von Bauteilen zu gewährleisten, damit der durch die 
Rechtakte avisierte Schutz verwirklicht werden kann. 

Zu § 1 Absatz 3: 

Ein Verstoß gegen Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 liegt dann vor, 
wenn ein Fahrzeug eines Herstellers nicht genehmigt wurde. Damit werden auch solche 
Fahrzeuge erfasst, für welche zwar formal eine Typgenehmigung vorliegt, die Herstellung 
eines Fahrzeugs allerdings entgegen der von der Genehmigung erfassten Vorgaben er-
folgte. Dadurch ist das abweichend von der Genehmigung hergestellte Fahrzeug nicht von 
der erteilten Typgenehmigung gedeckt und im Ergebnis nicht genehmigt. Ein Pflichtverstoß 
des Herstellers ist in solchen Fällen gegeben. Das betrifft insbesondere solche Fahrzeuge, 
die nicht von der Genehmigung erfasst sind, weil sie Emissionsgrenzwerte nicht einhalten. 

Ein Verstoß gegen Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 2 wird im Rahmen des § 1 Absatz 3 
dieser Verordnung mit bis zu 300.000 Euro bußgeldbewehrt. Dies ist angezeigt, da ein Ver-
stoß gegen die Mitteilung an die Behörde zur Nichtkonformität gerade im Hinblick auf 
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schwerwiegende Emissionsverstöße auch mit Blick auf den Gesundheitsschutz nicht uner-
heblich ist. Gerade unter Berücksichtigung des hohen Gutes der Gesundheit sind Verstöße 
gegen Mitteilungspflichten an die zuständige Behörde schwerwiegend, da dadurch den 
staatlichen Stellen mangels Informationen der Handlungsspielraum, der fehlenden Über-
einstimmung entgegenzuwirken, genommen würde. Zudem benötigt die Genehmigungsbe-
hörde Angaben der eingeleiteten Maßnahmen des Herstellers, um eine Bewertung hinsicht-
lich einer etwaige weiterhin bestehenden Gefährdungslage und eine Einschätzung über die 
Effektivität der eingeleiteten Maßnahmen vornehmen zu können. 

Ähnliches gilt für einen Verstoß gegen Artikel 9 Absatz 2, Artikel 12 Absatz 2 oder Artikel 
14 Absatz 3. Eine entsprechende Bußgeldbewehrung ist sachgerecht, da es hier um erheb-
liche Risiken, über die die Wirtschaftsakteure Mitteilung machen sollen, handelt. Dies ist für 
die Behörde von entscheidender Bedeutung zur Abwendung von gefährlichen Folgen für 
Leib und Leben, die sich aus dem erheblichen Risiko ergeben können (vgl. Art. 3 Ziff. 20 
VO 2019/1020). 

Die Bußgeldbewehrung für einen Verstoß gegen Artikel 11 Absatz 2 Satz 1, auch in Ver-
bindung mit Satz 2, folgt diesem Gedanken. Es gilt sicherzustellen, dass seitens des Ein-
führers die Beschreibungsunterlagen, Typgenehmigungszeichen und Herstellerangaben 
(Kontakt etc.) vorhanden sind. Ohne diese Gewährleistung ist die Überwachung ernsthaft 
gefährdet, da seitens der Marktüberwachungsbehörde eine Nachverfolgung nicht möglich 
wird. Um auch schwerwiegende Folgen abzuwenden, ist eine Bußgeldbewehrung für Ver-
stöße gegen diese Einführerpflichten angezeigt und ein Verstoß stellt einen hohen Unwert-
gehalt dar. 

Ein Verstoß des Händlers gegen seine aus Artikel 13 Absatz 2 herrührenden Pflicht, eine 
dort genannte Überprüfung nicht richtig vorzunehmen, wiegt deswegen schwer, weil es die 
Informationskette, die für die Marktüberwachungsbehörde entscheidend ist, unterbrechen 
würde. Es ist für die Nachverfolgbarkeit sicherzustellen, dass das Fahrzeug mit der gesetz-
lich vorgeschriebenen Kennzeichnung oder dem Typgenehmigungszeichen versehen ist 
und die vorgeschriebenen Unterlagen, die Gebrauchsanleitung und die Sicherheitsinforma-
tionen in der Amtssprache oder den Amtssprachen des Mitgliedstaats beigefügt sind. Es 
handelt sich nicht lediglich um eine Servicepflicht des Händlers, vielmehr könnten anhand 
dieser Information sachdienliche, womöglich lebensrettende Hinweise erfolgen. Diese Ge-
sichtspunkte rechtfertigen eine entsprechend hohe Bußgeldbewehrung eines Verstoßes 
gegen diese Vorschrift. 

Zu § 2 Absatz 3: 

Bußgeldbewehrt wird zudem der Verstoß gegen die Pflicht aus Artikel 9 Absatz 7 Satz 1 
der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 in Verbindung mit Anhang II Teil C Nummer 3 betreffend 
der Pflicht des Herstellers, durch geeignete Verfahren sicherzustellen, dass bei Serienfer-
tigung stets die Übereinstimmung mit dem genehmigten Typ gewährleistet ist. Die Befug-
nisse der Genehmigungsbehörde hierzu ergeben sich aus Artikel 33, der auch Auskunft 
über die geeigneten Vorkehrungen gibt, um sicherzustellen, dass die hergestellten Fahr-
zeuge auch dem genehmigten Typ entsprechen. Diese sind als geeignet anzusehen, wenn 
sie gegenüber dem Hersteller in der Serienfertigung sicherstellen, dass stets für das er-
zeugte Produkt eine Übereinstimmung mit dem genehmigten Typ gewährleistet ist. 

Zu § 5 Absatz 1: 

In der Bußgeldbewehrung zu Nummer 1 ist zu berücksichtigen, dass in bestimmten Fällen 
ein Einführer oder Händler als Hersteller gilt und in der Rechtsfolge den Herstellerpflichten 
nach Artikel 13 der Verordnung (EU) 2018/858 unterfällt. Dies ist einschlägig in den Fällen 
des Artikel 20 der Verordnung der Fall. In solchen Fällen gelten also die Pflichten nach 
Artikel 13 für einen Hersteller ebenso für einen Einführer oder Händler und können im 
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Ergebnis auch entsprechend mit der vorliegenden Bußgeldbewehrung nach Nummer 1 
sanktioniert werden. 

Mit Nummer 3 werden Verstöße bewehrt, die sich gegen die Einhaltung von Vorschriften 
der Wiederverwendbarkeit, Recyclingfähigkeit und Verwertbarkeit von Fahrzeugen (Buch-
stabe a), von Grenzwerten für Schadstoffemissionen (Buchstabe b und c), von Grenzwerten 
für den Geräuschpegel von Fahrzeugen (Buchstabe d), von Regelungen zum e-Call (Buch-
stabe e) oder von verschiedenen technischen Vorschriften, wie u.a. der Schutz von Fuß-
gängern oder die Sicherheit des Kraftstofftanks, (Buchstabe f) richten. So werden beispiels-
weise Verstöße gegen die Nachweispflicht eines Herstellers, dass alle neuen Fahrzeugty-
pen so konstruiert sind, dass bei einem schweren Unfall, der durch Aktivierung eines oder 
mehrerer Sensoren oder Prozessoren im Fahrzeug erkannt wird und der sich auf dem Ge-
biet der Europäischen Union ereignet, automatisch ein eCall über die einheitliche europäi-
sche Notrufnummer 112 ausgelöst wird, bußgeldbewehrt, wodurch falsche Angaben im Ge-
nehmigungs- oder Rückrufverfahren sanktioniert werden, da durch die Falschangabe ein 
Nachweis gerade nicht erbracht wurde. Gleiches gilt in diesem Zuge für die Fälschung von 
Prüfergebnissen für die Typgenehmigung, die über Buchstabe e dieser Verordnung eben-
falls wirksam sanktioniert werden kann. 

Zu § 5 Absatz 2: 

Anknüpfungspunkt für eine Bußgeldbewehrung nach Artikel 13 Absatz 4 Satz 1 der Verord-
nung (EU) 2018/858 soll der Antrag für das Verfahren einer EU-Typgenehmigung sein. Ein 
außerhalb der Union ansässiger Hersteller ist verpflichtet, einen Bevollmächtigten, der in 
der EU ansässig ist, zu benennen. Das dient der Beantwortung möglicher aufkommender 
Fragen im Rahmen des Typgenehmigungsprozesses. Daneben steht die Bewehrung eines 
Verstoßes des Herstellers gegen Artikel 13 Absatz 4 Satz 2 erster Halbsatz, indem dieser 
einen Bevollmächtigten mit Sitz in der EU für Zwecke der Marktüberwachung nicht benennt. 
Bei dieser Pflicht handelt es sich im Unterschied zu Satz 1 um eine Dauerpflicht. Die Markt-
überwachungsbehörde kann zu einem bestimmten Zeitpunkt nach erteilter Typgenehmi-
gung und damit nach dem Typgenehmigungsverfahren eine Maßnahme im Rahmen der 
Marktüberwachung durchführen. Es ist dahingehend erforderlich, dass ein Bevollmächtigter 
mit Sitz in der EU gegenüber der Marktüberwachungsbehörde benannt ist, um Fragen im 
Zusammenhang mit der Marktüberwachung zu klären. Dies ist für die gesamte Dauer der 
erteilten EU-Typgenehmigung notwendig. 

Ein Verstoß gegen Artikel 59 Absatz 3 Satz 2, indem eine Information nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht beim Inverkehrbringen oder bei der Inbetriebnahme eines Fahr-
zeugs in dem Benutzerhandbuch bereitstellt wird, wird folgerichtig sanktioniert. Als Zeit-
punkt wird vor allem auf „beim Inverkehrbringen oder bei der Inbetriebnahme“ abgestellt, 
da die Information zu diesem Zeitpunkt im Benutzerhandbuch vorhanden sein muss. Bei 
ähnlichen Sanktionierungen in der Verordnung (EU) Nr. 167/2013 und der Verordnung (EU) 
Nr. 168/2013 wird dagegen auf den Zeitpunkt „vor dem Inverkehrbringen oder vor der Inbe-
triebnahme“ abgestellt, da hier die Aufnahme der Information in die Betriebsanleitung buß-
geldbewehrt wird. Diese muss denklogisch vor dem Zeitpunkt des Inverkehrbringens oder 
der Inbetriebnahme liegen. 

Zu § 5 Absatz 3: 

Ein Verstoß gegen Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/858 liegt dann vor, wenn 
ein Fahrzeug eines Herstellers nicht genehmigt wurde. Damit werden insbesondere auch 
Fälle erfasst, in denen der Hersteller Fahrzeuge produziert, die nach Artikel 5 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 595/2009 in Verbindung mit Anhang I der Verordnung (EU) 595/2009 nicht 
die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte gewährleisten oder nach Artikel 4 Absatz 1 Unter-
absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 715/2007 die Einhaltung der in Anhang I der Verord-
nung (EU) 715/2007 festgelegten Grenzwerte nicht sicherstellen. Da solche Fahrzeuge den 
typgenehmigungsrechtlichen Anforderungen nicht gerecht werden, können sie nicht 
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genehmigt werden. Stellt der Hersteller dennoch solche Fahrzeuge her, sind diese nicht 
von einer Genehmigung erfasst. Es liegt für diese Fahrzeuge also keine Genehmigung vor. 

Ein Verstoß gegen Artikel 13 Absatz 6 wird bußgeldbewehrt, wenn ein Verfahren zur Si-
cherstellung, dass die Produktion von Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen und selbstständi-
gen technischen Einheiten stets in Übereinstimmung mit dem genehmigten Typ erfolgt, 
nicht, nicht richtig oder nicht vor der Produktion eingerichtet wurde. Das bedeutet vor allem 
für entsprechende Pflichtverletzungen während der Produktion, dass eben auch diese mit 
Bußgeld sanktioniert werden können. Eine Änderung des Verfahrens während der Produk-
tion ist in der Praxis ein häufig beobachteter Fall, so dass hier eine entsprechende Buß-
geldbewehrungsmöglichkeit dringend geboten scheint.  

Mit der Bußgeldbewehrung von Artikel 13 Absatz 7 Unterabsatz 2 wird nicht nur bußgeld-
bewehrt, dass eine Beschwerde nicht verzeichnet oder entsprechende Stellen nicht unter-
richtet werden, sondern auch, dass eine Beschwerde nicht geprüft wird, da Unterabsatz 1 
miterfasst wird. Mangels Prüfung einer Beschwerde erfolgt in der Konsequenz auch kein 
verzeichnen. Da letzteres ausdrücklich von der Norm nunmehr bußgeldbewehrt wird, ist 
auch die nicht vorgenommene Prüfung von der Sanktionsnorm erfasst. 

Zu § 5 Absatz 4: 

Mit der Bußgeldbewehrung wird der besonders schwerwiegende Verstoß gegen Artikel 13 
Absatz 5 sanktioniert, wenn der Hersteller Technologien, Strategien oder andere Mittel ein-
setzt, um die Fahrzeugleistung bei Prüfverfahren unter ordnungsgemäßen Betriebsbedin-
gungen zu verfälschen. 

Artikel 2 – Inkrafttreten 

Diese Vorschrift bestimmt, dass diese Verordnung am Tage nach der Verkündung in Kraft 
tritt. 


